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Meiner  Frau 





Vorwort 

Die vorliegende Schrift  ist im Frühjahr 1970 von der Juristischen 
Fakultät der Freien Universität Berl in als Dissertation angenommen 
worden. Rechtsprechung und Schrifttum konnten im wesentlichen bis 
Jul i 1970 berücksichtigt werden. 

Die Arbeit wurde von meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor 
Dr. Kar l August Bettermann, betreut und in großzügiger Weise ge-
fördert,  wofür ich ihm aufrichtigen Dank sage. Seine schon vor einigen 
Jahren publizierten Erkenntnisse über Rechtsgrund und Rechtsnatur 
der Amtshaftung boten mi r eine wertvolle Grundlage für weitere 
und spezielle Überlegungen zur Staatshaftung wegen Forderungsver-
letzung. 

Mein Dank gi l t auch Herrn Professor  Dr. Arwed Blomeyer, der 
als Zweitreferent  den Inhalt der Schrift  vornehmlich unter zivilrecht-
lichen Gesichtspunkten begutachtete. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann bin ich für die 
Aufnahme der Arbeit i n sein Verlagsprogramm in besonderer Weise 
verpflichtet. 

Berlin, im Dezember 1970 
Hans-Jürgen Papier 
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Die Problemeinführung 

Die Problematik um die Rechtsfolgen der Forderungsverletzung im 
öffentlichen  Recht w i r d in der überkommenen Lehre und Rechtspre-
chung vornehmlich unter folgender Fragestellung erörtert: Findet § 278 
BGB neben dem Amtshaftungsrecht — oder gar an dessen Stelle — im 
öffentlichen  Recht entsprechende Anwendung? Diese Fragestellung ist 
aus mehreren Gründen unzulänglich: § 278 BGB ist ausschließlich Zu-
rechnungsnorm,  nicht Haftungs- oder Anspruchsnorm 1. Die primäre 
Frage ist also die nach der Anwendbarkeit privatrechtlicher  Haftungs-
normen bei Forderungsverletzungen, also der §§ 275, 280 ff.,  323 ff.  BGB. 
Selbst wenn man die Geltung dieser Haftungsnormen im öffentlichen 
Recht bejaht, wäre jedenfalls nach der im Zivi lrecht herrschenden 
Organtheorie § 278 BGB nicht einmal die primäre Zurechnungsnorm, 
vielmehr wären es die §§ 31, 89 BGB2 . § 278 BGB wäre es nach dieser 
herrschenden Lehre nur dann, wenn ein Amtsträger nicht als Organ3 

derjenigen juristischen Person, die Schuldnerin des verletzten Primär-
anspruchs ist, gehandelt hätte4. 

Bei der Frage nach einem selbständigen, dem Privatrecht entspre-
chenden öffentlich-rechtlichen  Haftungssystem für schuldhafte Forde-
rungs- bzw. Vertragsverletzung ist darüber hinaus nicht nur — wie es 
in der überkommenen Fragestellung zum Ausdruck gelangt — das 

1 Vgl. zur Gegenüberstellung von Anspruchs- oder Haftungsnorm und Zu-
rechnungsnorm: Westermann, JuS 1961, 333 ff. 

2 Siehe für das Privatrecht: Siebert in Soergel-Siebert § 31 Rdn. 1 u. 2; ders. 
Rechtsstellung u. Haftung der Technischen Überwachungsvereine, S. 10 f., 47; 
Enneccerus-Nipperdey § 110 I 3 sowie Fußn. 17; Nastelski in RGRK § 278 
Anm. 10; Erman-Westermann § 31 Anm. 7; Denecke JR 1951, 742; Wester-
mann, JuS 1961, 333 (335). 

Nach der im Gegensatz zu jener „Organtheorie" stehenden sog. „Vertreter-
theorie" dagegen verschärft  § 31 BGB lediglich gegenüber § 831 BGB die 
Haftung des Vereins für außervertragliches schadenstiftendes Verhalten sei-
ner verfassungsmäßig berufenen Vertreter, indem er den Entlastungsbeweis 
abschneidet. Für Vertragsverletzungen durch Organe soll dagegen ausschließ-
lich § 278 BGB gelten: von Tuhr Bd. 1, S. 540 Fußn. 87; Staudinger-Coing § 31 
Rdn. 7; Erman-Groepper § 278 Anm. 4 b; RGZ 122, 351 (358 f.); anders offen-
bar RG JW 1936, 2066 (2067); offen  gelassen in RGZ 110, 145 (147). 

3 Daß der Organbegriff  im öffentlichen  Recht — insbesondere in bezug 
auf die Staatshaftung nach Ar t . 34 GG — weiter ist als der in § 31 BGB, ist 
unten Kap. 4, D 1 2 ausgeführt. 

4 Siehe z.B. BVerwGE 25, 138 (143): „Auch eine selbständige Körperschaft 
kann als Gehilf in des Landes bei der Erfül lung von Fürsorgepflichten  gegen-
über Landesbeamten in Betracht kommen". 
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Amtshaftungsrecht zu berücksichtigen. Es w i rd auch zu prüfen sein, 
inwieweit andere Haftungsinstitute für Staatsunrecht — insbesondere 
der Entschädigungsanspruch aus enteignungsgleichem Eingriff,  dessen 
Voraussetzungen und Umfang in Rechtsprechung und Lehre keines-
wegs geklärt sind — die öffentlich-rechtliche  Forderungsverletzung 
erfassen. 

Die überkommene Fragestellung in ihrer Verknüpfung mi t dem Amts-
haftungsrecht ist aber auch deshalb zu eng, wei l öffentlich-rechtliche 
Forderungsverletzungen auch außerhalb der Amtshaftung vorkommen 
und gerade hier ein besonderes Bedürfnis für die Entwicklung einer 
weiteren Haftungsgrundlage zu bestehen scheint: 

Es sind verwaltungsrechtliche Schuldverhältnisse möglich, an denen 
auch oder sogar ausschließlich5 Zivilpersonen beteiligt sind, so daß die 
Forderungsverletzung nicht einem Hoheitsträger zuzurechnen ist, son-
dern die Haftung einer Privatperson in Frage steht. Die Frage, unter 
welchen Voraussetzungen und nach welchen Vorschriften  eine Privat-
person wegen Verletzung öffentlich-rechtlicher  Forderungen einem 
Hoheitsträger gegenüber haftet, w i rd jedoch in dieser Arbeit ausge-
klammert. 

Aber auch die einem Hoheitsträger zuzurechnenden Forderungs-
verletzungen können außerhalb der Amtshaftung — sowie der anderen 
erwähnten Haftungstatbestände — liegen, sofern die Amtshaftung auf 
allgemeine und besondere Gewaltverhältnisse beschränkt sein und ein 
Subjektions Verhältnis voraussetzen sollte, die Forderungsverletzung 
aber im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen  Koordinationsverhältnisses 
begangen wird. 

Schließlich können Amtshaftungsrecht sowie die sonstigen Haftungs-
tatbestände ein dem Privatrecht entsprechendes Haftungssystem für 
Forderungsverletzung von vornherein nur insoweit ersetzen, als Scha-
densersatz  i n Frage steht. Die Rechtsfolgen schuldhafter Vertragsver-
letzung sind aber nach dem privatrechtlichen Haftungssystem umfang-
reicher. Hier treten insbesondere der Rücktritt, vgl. §§ 325, 326 BGB, 
sowie die Rechtsfolgen des § 323 BGB alternativ neben den Schadens-
ersatzanspruch wegen Nichterfüllung. 

5 Daß insbesondere öffentlich-rechtliche  Verträge ausschließlich zwischen 
zwei oder mehreren Privatpersonen möglich sind, siehe Apelt , AöR 84, 257; 
Simons, S. 66; B G H DVB1.1960, 561 f.; a. A. Menger, VerwArch 52 (1961), 
S. 100 f. m i t Anm. 27. 



Erstes  Kapitel 

Das öffentlich-rechtliche  Schuldverhältnis — 
seine Voraussetzungen und seine haftungs-rechtliche 

Behandlung in Rechtsprechung und Lehre 

A. Die Gründe der herrschenden Lehre 
für eine Anwendung des Haftungsrechts des 

allgemeinen Schuldrechts i m öffentlichen Recht 

Das bürgerliche Recht unterscheidet zwei Arten der Haftung für 
schuldhaft begangenes Unrecht: wegen Forderungsverletzung und we-
gen unerlaubter Handlung. Als Tatbestände der Forderungsverletzung 
sind im BGB ausdrücklich nur Unmöglichkeit und Verzug geregelt. 
Durch die von Lehre und Rechtsprechung entwickelten Grundsätze über 
die positive  Forderungsverletzung ist die Begrenzung der Tatbestände 
der Leistungsstörung im BGB aufgegeben: der Schuldner hat für jede 
schuldhafte — oder nach § 278 BGB zurechenbare — Forderungsverlet-
zung einzustehen. 

A n diesen Unterschied im privatrechtlichen Unrechtshaftungssystem 
knüpfen Rechtsprechung und Lehre des öffentlichen  Rechts an: das 
positive öffentliche  Recht regele mi t dem Amtshaftungsrecht nur die 
deliktische  Haftung eines Trägers öffentlicher  Gewalt1, hinsichtlich der 
Forderungsverletzung bestehe eine Lücke, die mi t Hilfe des Privatrechts 
zu schließen sei. Dabei w i rd auf die für den Geschädigten ungünstigere 
Ausgestaltung des Deliktsrechts allgemein und des Amtshaftungsrechts 
im besonderen gegenüber dem Recht der Forderungsverletzung hinge-
wiesen2. Das Deliktsrecht sei für den Gläubiger und Geschädigten inso-
weit ungünstiger, als der Anspruch der kurzen Verjährung des § 852 
BGB unterliege, dem Gläubiger die Beweislastregel der §§ 282, 285 BGB 

1 So insbesondere Simons, S. 79; Blume, S. 146 ff.;  Schneider, NJW 1962, 
705 (707); Eckert, DVB1. 1962, 11 (15); Wertenbruch, JuS 1963, 180 (182); 
Schwär, S. 39 f.; OVG Hamburg DVB1. 1960, 745 (746); BayVGH, BayVerwBl. 
1961, 90 (91). 

2 Simons, S. 78/79; Schwär, S. 35 ff.;  Koch, S. 36 ff.;  Blume, S. 148 ff.;  Wer-
tenbruch, JuS 1963, 180 (182); Pentz, NJW 1960, 85 f.; Weimar, R iA 1960, 311; 
vgl. ferner  Baur, JZ 1963, 41 (44). 

Aus der Rechtsprechung: BVerwGE 13, 17 (23); V G H Kassel DVB1. 1960, 
328 (329); BayVGH BayVerwBl. 1961, 90 (91). 
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